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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
 
A  Allgemeine Angaben 
 
Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften gemäß § 13 a BauGB "Ötlingen Mitte II - 
4. Änderung", Planbereich Nr. 44.03/4, Stadt Kirchheim unter Teck, Teilort Ötlingen, 
Lkr. Esslingen (TK 25: 7322 Kirchheim u. Teck)  
  
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
und § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Ihr Schreiben vom 11.10.2022  
 
Anhörungsfrist 25.11.2022 
 
 
B  Stellungnahme 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche 
Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage 
der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 
 
1  Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 
    die im Regelfall nicht überwunden werden können 
 
Keine 
 
 
2  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
    die den Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes 
 
Keine

Anlage 07 zur Sitzungsvorlage GR/2023/016 (ö)
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3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
 
 
Geotechnik 
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange 
keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 
Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, Baugrundgut-
achten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im 
Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. Eine Zulässigkeit der geplanten 
Nutzung vorausgesetzt, wird andernfalls die Übernahme der folgenden geotechnischen 
Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Auenlehm mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit. Dieser 
überlagert vermutlich das im tieferen Untergrund anstehende Festgestein der Angulaten-
sandstein-Formation. 
 
Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 
geeignet sind, sowie einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des 
Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zusätzlichen 
bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksre-
levant sein. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
 
Boden 
 
Da ausschließlich Böden in Siedlungsflächen vom Planungsvorhaben betroffen sind und 
davon ausgegangen werden kann, dass diese weitestgehend anthropogen verändert 
wurden, sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzutragen. 
 
 
Mineralische Rohstoffe 
 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
 
Grundwasser 
 
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen durch das 
LGRB statt. 
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Bergbau 
 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. 
 
Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen 
ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. 
Stollen, Bunker, unterirdische Keller) betroffen. 
 
 
Geotopschutz 
 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 
 
 
Allgemeine Hinweise 
 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen 
Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage 
des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop- 
Kataster) abgerufen werden kann. 
 
 
 
Mirsada Gehring-Krso 
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6 Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologiedaten  

Für geologische Untersuchungen besteht eine gesetzliche Anzeigepflicht gemäß § 8 Geologiedatengesetz 
(GeolDG) beim LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen unter https://www.lgrb-
bw.de/geologiedaten/index_html?lang=1 zur Verfügung. 
 

Allgemeine Hinweise auf Informationsgrundlagen des LGRB 
 
Die Stellungnahmen des LGRB als Träger öffentlicher Belange basieren auf den Geofachdaten der geo-
wissenschaftlichen Landesaufnahme, welche Sie im Internet abrufen können: 
 

A Bohrdatenbank 

Die landesweiten Bohr- bzw. Aufschlussdaten können im Internet unter folgenden Adressen abgerufen 
werden: 

 Als Tabelle: https://www.lgrb-bw.de/bohrungen/aufschlussdaten/adb  
 Als interaktive Karte: https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_adb  
 Als WMS-Dienst: https://services.lgrb-bw.de/index.phtml?REQUEST=GetCapabilities 

&VERSION=1.1.1&SERVICE=WMS&SERVICE_NAME=lgrb_adb 
 
 

B Geowissenschaftlicher Naturschutz 

Für Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. Die Daten 
des landesweiten Geotop-Katasters können im Internet unter folgenden Adressen abgerufen werden: 

 Als interaktive Karte: https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geotope   
 Als WMS-Dienst: https://services.lgrb-bw.de/index.phtml?REQUEST=GetCapabilities 

&VERSION=1.1.1&SERVICE=WMS&SERVICE_NAME=lgrb_geotope  
 
 

C Weitere im Internet verfügbare Kartengrundlagen 
Eine Übersicht weiterer verfügbarer Kartengrundlagen des LGRB kann im Internet unter folgender Adresse 
abgerufen werden: https://www.lgrb-bw.de/informationssysteme/geoanwendungen  und im LGRB-
Kartenviewer visualisiert werden (https://maps.lgrb-bw.de).  
 
Unsere Tätigkeit als TöB – Beiträge des LGRB für die Raumordnung und Bauleitplanung – haben wir aktuell 
in der LGRB-Nachricht Nr. 2019/05 zusammengefasst und unter https://lgrb-
bw.de/download_pool/lgrbn_2019-05.pdf veröffentlicht. Sie interessieren sich für unsere LGRB-
Nachrichten? Abonnieren Sie unseren LGRB-Newsletter unter https://lgrb-bw.de/Newsletter/. 
 
 
Für weitere Fragen oder Anregungen stehen wir unter der E-Mail-Adresse: abteilung9@rpf.bwl.de gerne 
zur Verfügung.  
 
Die aktuelle Version dieses Merkblattes kann im Internet unter folgender Adresse abgerufen werden: 
https://lgrb-bw.de/download_pool/2022_06_rpf_lgrb_merkblatt_toeb_stellungnahmen.pdf 

 

 

Wir bedanken uns für Ihre Unterstützung! 
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TöB-Stellungnahmen des LGRB – Merkblatt für Planungsträger 
 
Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau im Regierungspräsidium (LGRB) nutzt für die Erarbei-
tung der Stellungnahmen zu Planungsvorgängen, die im Rahmen der Anhörung als Träger öffentlicher 
Belange (TöB) abgegeben werden, einen digitalen Bearbeitungsablauf (Workflow). Um diesen Workflow 
effizient zu gestalten und die TöB-Planungsvorgänge fristgerecht bearbeiten zu können, sind folgende Punkte 
zu beachten. 
 
 

1 Übermittlung von digitalen Planungsunterlagen 

Alle zum Verfahren gehörenden Unterlagen sind nach Möglichkeit dem LGRB nur digital 
bereitzustellen.  
 
Übermitteln Sie uns digitale und georeferenzierte Planungsflächen (Geodaten), damit wir diese in unser 
Geographisches Informationssystem (GIS) einbinden können. Dabei reichen die Flächenabgrenzungen 
aus. Günstig ist das Shapefile-Format. Falls dieses Format nicht möglich ist, können Sie uns die Daten auch 
im AutoCAD-Format (dxf- oder dwg-Format) oder einem anderen gängigen Geodaten- bzw. GIS-Format 
zusenden.  
 
Bitte übermitteln Sie Datensätze (bis max. 20 MB Größe) per E-Mail an abteilung9@rpf.bwl.de. Größere 
Datensätze bitten wir auf einer CD zu übermitteln. Alternativ können wir alle zum Verfahren gehörenden 
Unterlagen auch im Internet, möglichst gesammelt in einer einzigen ZIP-Datei herunterladen. 
 
Bei Flächennutzungsplanverfahren, welche die gesamte Fläche einer Gemeinde/VVG/GVV umfassen, 
benötigen wir zusätzlich den Kartenteil in Papierform. 
 
 

2 Dokumentation der Änderungen bei erneuter Vorlage 

Bei erneuter Vorlage von Planungsvorhaben sollten Veränderungen gegenüber der bisherigen Planung 
deutlich gekennzeichnet sein (z. B. als Liste der Planungsänderungen). 
 
 

3 Information zur weiteren Einbindung des LGRB in das laufende Verfahren 

Wir bitten Sie, von einer standardmäßigen Übermittlung von weiteren Unterlagen ohne eine erforderliche 
Beteiligung des LGRB abzusehen. Hierunter fallen Abwägungsergebnisse, Satzungsbeschlüsse, Mitteilungen 
über die Rechtswirksamkeit, Bekanntmachungen, Terminniederschriften ohne Beteiligung des LGRB 
(Anhörung, Scoping, Erörterung), immissionsschutzrechtliche Genehmigungen, wasserrechtliche Erlaub-
nisse, bau- und naturschutzrechtliche Genehmigungen, Entscheidungen nach dem Flurbereinigungsrecht, 
Eingangsbestätigungen. Sollten wir weitere Informationen zum laufenden Verfahren für erforderlich halten, 
werden wir Sie darauf in unserer Stellungnahme ausdrücklich hinweisen. 
 
 

4 Einheitlicher E-Mail-Betreff 

Bitte verwenden Sie im E-Mail-Verkehr zu TöB-Stellungnahmen als Betreff an erster Stelle das Stichwort 
„TöB“ und danach die genaue Bezeichnung Ihrer Planung. 
 
 

5 Hinweis zum Datenschutz 

Sämtliche digitalen Daten werden ausschließlich für die Erstellung der TöB-Stellungnahmen im LGRB 
verwendet.  
  



 
Allgemeine Sprechzeiten KFZ-Zulassung zusätzlich Kreissparkasse Esslingen-Nürtingen ÖPNV 
Montag – Freitag   8:00 – 12:00 Uhr Montag – Mittwoch 7:30 – 15:00 Uhr IBAN: DE26 6115 0020 0000 9000 21 Bahnhof Esslingen 
Montag – Mittwoch 13:30 – 15:00 Uhr Donnerstag 7:30 – 18:00 Uhr BIC/SWIFT: ESSLDE66XXX Buslinie 104 
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    Steuer-Nr.: 59316/00230 

UST.-ID: DE 145 340 165 
 

 

Landratsamt Esslingen - 73726 Esslingen a. N. 
 
 

Stadtverwaltung  
Abteilung Städtebau  
und Baurecht  
Postfach 14 52  
73222 Kirchheim unter Teck  
 
 

 Postanschrift: 
Landratsamt Esslingen 
Amt für Bauen und Naturschutz 
73726 Esslingen am Neckar 
 
Besucheradresse: 
Röntgenstraße 16 - 18 
73730 Esslingen am Neckar 
 
Telefon: 0711 3902-0 
Telefax: 0711 3902-58030 
Zentrale E-Mail-Adresse:  
LRA@LRA-ES.de  
www.landkreis-esslingen.de 

Unsere Zeichen   

Bitte bei Antwort angeben Sachbearbeitung Telefon 0711 3902-42461 Datum 

411-612.21-
00011293#000 

Frau Balz Telefax 0711 3902-52461 
Balz.Heike@LRA-ES.de 22.11.2022 

Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften  
„Ötlingen Mitte II“ – 4. Änderung  
in Kirchheim unter Teck Ötlingen   
Planbereich Nummer 44.03/4  
Beschleunigtes Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB)  
Frühzeitige Beteiligung gemäß § 4 Absatz 1 BauGB  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
mit der 4. Änderung des Bebauungsplanes „Ötlingen Mitte II“ sollen die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für eine Erweiterung des südöstlich im Stadtteil Ötlin-
gen gelegenen Kindergartens geschaffen werden.  
 
Der geplante Standort ist im rechtskräftigen Bebauungsplan als öffentliche Grünflä-
che festgesetzt. Die Planung erstreckt sich maßgeblich über die Flurstücke Nummern 
954/5 und 954/4. 
 
Das Bebauungsplanverfahren wird beschleunigt im Sinne des § 13a BauGB (Bebau-
ungspläne der Innenentwicklung) durchgeführt.  
 
Das Landratsamt als untere Verwaltungsbehörde wurde gebeten, anlässlich der früh-
zeitigen Beteiligung gemäß § 4 Absatz 1 BauGB eine Stellungnahme zum Vorent-
wurf abzugeben.  
  

  Landratsamt 
Esslingen 
 

Landkreis 
Esslingen 
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Die Fachämter äußern sich folgendermaßen:  
 
I. Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz (WBA)  
 
1. Abwasserableitung, Regenwasserbehandlung 

Herr Roland Schunn, Tel. 0711 3902-42485 
 
Im Textteil zum Bebauungsplan werden folgende Änderungen (kursiv) empfoh-
len: 

Punkt II. 2.2 
 
„Offene PKW-Stellplätze, Geh- und Radwege o.ä. sind in dauerhaft wasser-
durchlässigem Material herzustellen. Das auf diesen Flächen anfallende Nie-
derschlagswasser ist dezentral zu beseitigen. Ein direkter Anschluss des Nie-
derschlagswassers an den Kanal ist nicht gestattet. 
 
Durch Aufkantung oder entsprechendes Gefälle ist sicherzustellen, dass den 
wasserdurchlässigen Flächen kein Niederschlagswasser von Straßenflächen 
zufließen kann.“ 
 
Punkt II. 2.5 
 
„Das Niederschlagswasser der Dachflächen ist soweit möglich oberflächennah 
über eine mindestens 30 cm mächtige durchwurzelbare Bodenschicht zu versi-
ckern. Vor Planung einer Niederschlagswasserversickerung ist zu prüfen, ob 
die örtlichen Verhältnisse hierfür geeignet sind. 
 
Sollte eine Versickerung …“ 

 
2. Grundwasser 

Frau Maxi Christner, Tel. 0711 3902-44593 
 
Gegen die Änderung des Bebauungsplans bestehen keine Bedenken.  
 
Die Grundwasserverhältnisse im Planbereich sind dem WBA nicht bekannt, es 
ist jedoch nicht auszuschließen, dass Untergeschosse bereits im grundwasser-
beeinflussten Bereich liegen. Eine frühzeitige Baugrunderkundung wird empfoh-
len. 
 
Es wird empfohlen, folgende Hinweise in den Textteil zum Bebauungsplan auf-
zunehmen: 
 
„Für Baumaßnahmen im Grundwasser und bauzeitliche Grundwasserabsen-
kungen ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Die Pläne mit Beschrei-
bung sind beim Landratsamt Esslingen (untere Wasserbehörde) einzureichen.  
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Baumaßnahmen, die dauerhafte Grundwasserabsenkungen erfordern, sind 
nicht zulässig.  
 
Gebäudeteile, die ins Grundwasser reichen, müssen wasserdicht und auftriebs-
sicher hergestellt werden.  
 
Sollte während der Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser angetroffen wer-
den, ist das Landratsamt Esslingen als untere Wasserbehörde umgehend zu in-
formieren, um die weiteren Schritte abzustimmen.“ 

 
3. Vorsorgender Bodenschutz 

Frau Paula Mayer-Gruner, Tel. 0711 3902-44327 
 
Gegen die Änderung des Bebauungsplans bestehen keine Bedenken.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Böden unter Grünflächen wichtige Funktio-
nen erfüllen und somit einen wertvollen Beitrag im Wasserkreislauf, zur Bio-
diversität und zum Kleinklima im Stadtbereich leisten. Der Anteil an überbau-
ter/versiegelter Fläche ist durch effiziente Flächennutzung (Geschossflächen-
zahl) möglichst gering zu halten (§ 1 Absatz 2 Landes-Bodenschutz- und Altlas-
tengesetz [LBodSchAG]).  
 
Es gilt, die Funktionen der Böden nachhaltig zu sichern, schädliche Bodenver-
änderungen zu vermeiden und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf 
Böden zu treffen (§§ 1, 4 und 7 Bundes-Bodenschutzgesetz [BBodSchG]). 
 
Auf die Pflicht zur Beachtung des BBodSchG und der bodenschutzrechtlichen 
Regelungen der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung, der DIN 
19731, Ausgabe 1998-05, der DIN 19639, Ausgabe 2019-09 sowie der DIN 
18915, Ausgabe 2018-06 wird hingewiesen.“ 
 
Soll für ein Vorhaben auf einer Fläche von mehr als 0,5 Hektar auf den Boden 
eingewirkt werden, hat der Vorhabenträger ein Bodenschutzkonzept zu erstel-
len (§ 2 Absatz 3 LBodSchAG).  
 

II. Untere Naturschutzbehörde  
Frau Virginie Stiber, Tel. 0711 3902-42791 

 
Es bestehen keine Bedenken gegen die Planung.  

 
Die Erweiterung eines im Ort gelegenen Kindergartens ist, trotz Versiegelung 
einer benachbarten Grünfläche, den Erweiterungen der Kindergärten in den Au-
ßenbereichen vorzuziehen. 

 
Die in der "Stellungnahme zur Erweiterung des Uracher Kindergartens in Ötlin-
gen im Hinblick auf Artenschutz und Baumschutz" beschriebenen Maßnahmen 
sind umzusetzen.  

 
Eventuell erforderliche Rodungen dürfen nur außerhalb der Vegetationszeit, 
das heißt zwischen 1. Oktober und 28./ 29. Februar, durchgeführt werden. 
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III. Gewerbeaufsicht  

Herr Tobias Bareiß, Tel. 0711 3902-41407  
 

Als Anlagen für soziale Zwecke sind Kindertagesstätten hinsichtlich ihrer Lärm-
immissionen insofern bevorzugt, dass diese grundsätzlich als sozialadäquate 
Lebensäußerungen von Kindern hinzunehmen sind. Ein Abwehranspruch ge-
gen diese Immissionen besteht bei einer bestimmungsgemäßen Nutzung der 
Kindertagesstätte daher nicht. 

 
Standortbedingt ist das Plangebiet einer erhöhten Vorbelastung durch die süd-
lich verlaufende „Teckbahn“ ausgesetzt.  
 
Anhand einer schalltechnischen Untersuchung durch das Ingenieurbüro Heine 
+ Jud (Projekt: 3446-b1 vom 28.07.2022) wurde die lokale Vorbelastung gut-
achterlich erhoben und in Relation zum Schutzanspruch der geplanten Nutzung 
gesetzt.  
 
Im Ergebnis prognostiziert der Gutachter keine Überschreitung der Orientie-
rungswerte der DIN 18005-1, Ausgabe 2002-7, Beiblatt 1. Nachts ist von keiner 
Nutzung des geplanten Kindergartens auszugehen, sodass auch keine Schutz-
bedürftigkeit vorliegt. Die maximalen Anforderungen an die Luftschalldämmung 
der Außenbauteile nach DIN 4109-1, Ausgabe 2018-1 liegen im Lärmpegelbe-
reich II. 

 
Bei der gegebenen Sachlage bestehen keine Bedenken gegen den Vorentwurf. 

 
IV. Gesundheitsamt  

Frau Annette Epple, Tel. 0711 3902-41685 
 

Das Gesundheitsamt nimmt aus Sicht des Infektionsschutzes und der Um-
welthygiene wie folgt Stellung: 
 

1. Lärm  
 
Laut dem Lärmgutachten des Ingenieurbüros für Umweltakustik Heine und Jud 
vom 28.07.2022 entstehen durch die Vorbeifahrten der „Teckbahn“ südlich des 
Plangebietes mit bis zu 53 dB(A) tags. 
 
Es bestehen daher keine Anhaltspunkte für eine außergewöhnliche Belastung 
durch Verkehrslärm. 
 
Sollten keine anderen externen Lärmquellen vorhanden sein, die eine Über-
schreitung des WHO-Leitwerts für Außenbereiche von Kindergärten befürchten 
lassen, bestehen von Seiten des Gesundheitsamtes gegen den Standort keine 
Bedenken. 
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Gegen den vorliegenden Bebauungsplan bestehen aus umwelthygienischer 
Sicht keine Einwände. Wasserschutzgebiete sind nicht tangiert, es sind keine 
Hochspannungsleitungen und keine Lärmquellen, die einen besonderen Schall-
schutz erfordern würden, oder sonstige, die menschliche Gesundheit gefähr-
dende oder beeinträchtigende Einflüsse im Plangebiet erkennbar oder bekannt. 
Dennoch möchten wir auf folgende Punkte hinweisen: 
 

2. Abwasserbeseitigung 
 
Unter Bezugnahme auf § 10 Absatz 2 Nummer 6 "Hygienische Überwachung 
von Anlagen zur Abwasserbeseitigung" und § 10 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes 
über den öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGDG) wird hinsichtlich der verbindli-
chen Bauleitplanung darauf hingewiesen, dass bei der Abwasserentsorgung in 
bestehenden oder geplanten Mischwassersystemen (häusliches Abwasser und 
Niederschlagswasser) der Anteil von Niederschlagswasser möglichst reduziert 
werden sollte, um die im Rahmen von Entlastungsereignissen an Regenüber-
laufbecken (RÜB) und an Kläranlagen auftretende Emission von Krankheitser-
regern (Viren, Bakterien, Parasiten) aus menschlichen Fäkalien in die Gewäs-
ser zu verringern, da die Gewässer an anderer Stelle wieder zur Trinkwasser-
gewinnung, zur Bewässerung von Obst- und Gemüse und zur Freizeitgestal-
tung genutzt werden. Maßnahmen zur dezentralen Regenwasserretention und -
versickerung tragen in dieser Hinsicht langfristig auch zur Verbesserung des In-
fektionsschutzes bei (vergleiche gegebenenfalls § 1 der Trinkwasserverord-
nung, Artikel 1 Absatz 2 der EU-Badegewässer-Richtlinie und DIN 19650 "Hygi-
enische Belange von Bewässerungswasser"). 
 

3. Altlasten 
 
Es wird davon ausgegangen, dass die Altlastensituation im Plangebiet mindes-
tens mittels historischer Erhebung beleuchtet wurde. Sollte es Hinweise auf Alt-
ablagerungen oder Altstandorte geben oder sollten im Zuge der Aushubarbeiten 
für die Neubebauung visuelle und/ oder olfaktorische Auffälligkeiten zu Tage 
treten, ist unverzüglich das WBA zu informieren. 
 

V. Amt für Geoinformation und Vermessung 
Herr Markus Rieth, Tel. 0711 3902-41299 

 
Es besteht eine vollständige Übereinstimmung mit dem Liegenschaftskataster 
innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans. 

 
Es werden daher keine Anregungen vorgebracht.  

 
VI. Nahverkehr/ Infrastrukturplanung 

Herr Bastian Bröcker, Tel. 0711 3902-42810 
 

Es bestehen keine Bedenken gegen die Planung.  
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VII. Katastrophenschutz/ Feuerlöschwesen  

Herr Fabian Queisser, Tel. 0711 3902-44557 
 

Die Bestandssituation sollte die folgenden Punkte bereits abdecken: 
 
1.  Löschwasserversorgung 
 

Für das Plangebiet ist eine Löschwasserversorgung nach den Vorgaben der 
Technischen Regel des DVGW – Arbeitsblatt W405, Fassung Februar 2008, 
über die öffentliche Trinkwasserversorgung sicherzustellen.  
 
Die Löschwasserversorgung für den ersten Löschangriff zur Brandbekämpfung 
und zur Rettung von Personen muss in einer Entfernung von 75 m Lauflinie bis 
zum Zugang des Grundstücks von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sicher-
gestellt sein. 

 
Die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen, die auch der Lösch-
wasserversorgung (Grundschutz) dienen, dürfen 150 m nicht übersteigen. Grö-
ßere Abstände von Hydranten bedürfen der Kompensation durch andere geeig-
nete Löschwasserentnahmestellen. 

 
Der insgesamt benötigte Löschwasserbedarf ist in einem Umkreis (Radius) von  
300 m nachzuweisen. Diese Regelung gilt nicht über unüberwindbare Hinder-
nisse hinweg. Das sind zum Beispiel mehrspurige Schnellstraßen sowie große, 
langgestreckte Gebäudekomplexe, die die tatsächliche Laufstrecke zu den 
Löschwasserentnahmestellen unverhältnismäßig verlängern. 

 
Bei der oben genannten Wasserentnahme aus Hydranten (Nennleistung) darf 
der Betriebsdruck 1,5 bar nicht unterschreiten. 

 
2. Flächen für die Feuerwehr 
 

Flächen für die Feuerwehr sind gemäß den Anforderungen der Verwaltungsvor-
schrift (VwV) Feuerwehrflächen und § 2 der Allgemeinen Ausführungsverord-
nung des Wirtschaftsministeriums zur Landesbauordnung vorzusehen.  

 
Die fahrbahnbegleitende Bepflanzung und Stellplatzanordnung darf den für Ein-
satzfahrzeuge der Feuerwehr erforderlichen lichten Raum nicht einschränken. 
Dies gilt sowohl für den geradlinigen Verlauf der Zufahrten für die Feuerwehr 
als auch innerhalb der Kurven, die in der nach Bild 1 VwV Feuerwehrflächen er-
forderlichen Breite freizuhalten sind.  

 
Zwischen den anzuleiternden Stellen und den Stellflächen dürfen sich keine 
Hindernisse (zum Beispiel Bäume, Sträucher, bauliche Anlagen, Beleuchtun-
gen, Einfriedungen, Aufschüttungen, Gräben, Mauern usw.) befinden, da sie 
den Einsatz des Rettungsgerätes behindern oder gegebenenfalls nicht möglich 
machen. 
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3.  Elektrische Oberleitungen 
  

Elektrische Oberleitungen über baulichen Anlagen sind so anzuordnen, dass 
der Abstand zwischen Einsatzkräften auf dem Dach (kein Brandfall, z.B. Unwet-
tereinsatz) und der Oberleitung ausreichend groß ist und es zu keiner Gefähr-
dung der Einsatzkräfte kommt. Die Ausschwingradien des Netzversorgers sind 
zu beachten.  
 
Des Weiteren darf eine Löschmittelabgabe im Brandfall unter oder neben 
elektrischer Oberleitungen zu keiner Gefährdung führen. Es ist die VDE 0132 
zu beachten. 
 
Um Berücksichtigung im Planentwurf wird gebeten. 

 
VIII. Abfallwirtschaftsbetrieb  

Herr Michael Seidl, Tel. 0711 3902-44292 
 

Die Verkehrsanbindung an die geplante Kindergartenerweiterung ist durch die 
vorhandene Straße „Uracher Straße“ gegeben.  

 
Die bereitgestellten Behälter müssen für die Müllabfuhr anfahrbar und frei zu-
gängig sein. 
 
Bei Straßen und Wohnwegen, die von Müllfahrzeugen nicht befahren werden 
dürfen (zum Beispiel fehlende oder nicht ausreichende Wendeanlagen oder zu 
geringe Fahrbahnbreite) müssen die Müllbehälter an der nächsten für das Müll-
fahrzeug befahrbaren Straße bereitgestellt werden. 
 
Die Abholung muss ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust möglich sein, daher 
ist diese von entfernt liegenden Stellplätzen leider nicht möglich. 
 
Hierbei sollte berücksichtigt werden, dass auf Grund der wöchentlichen Biomüll-
abfuhr in den Sommermonaten bis zu drei Abfallarten gleichzeitig bereitgestellt 
werden müssen. 

 
IX. Untere Abfallrechtsbehörde  

Herr Joshua Maier, Tel. 0711 3902-43024 
 

In den vorgelegten Unterlagen findet sich kein Hinweis auf die Durchführung 
des Erdmassenausgleiches nach § 3 Absatz 3 Landeskreislaufwirtschaftsge-
setz. Eine konkrete Nennung oder einen Verweis darauf, ist in den vorgelegten 
Unterlagen derzeit nicht vorhanden oder ersichtlich.  
 
Zum derzeitigen Zeitpunkt kann daher keine Aussage zum geforderten Erdmas-
senausgleich getätigt werden.  
 
Hierzu wird auf den Erlass des Umweltministeriums vom 23.09.2021 verwiesen, 
wonach eine Nichtprüfung des Erdmassenausgleiches als kompletter Abwä-
gungsfehler zur Rechtswidrigkeit eines Bebauungsplanes führen kann. Im Inte-
resse der Rechtssicherheit muss dieser Punkt noch nachgereicht beziehungs-
weise aufgenommen werden.  
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X. Fachberatung Kindertagesbetreuung  

Frau Heike Rau, Tel. 0711 3902-42922 
 
Aus Sicht des Kreisjugendamtes – Fachberatung Kindertagesbetreuung – sind 
gegen den vorliegenden Bebauungsplanvorentwurf keine Einwände zu erhe-
ben. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
gez.  
Stephan Blank  
 






